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10. Bedingungen für den Ticketbezug des 
Deutschlandtickets

10.1. Vertragspartner 
Vertragspartner sind der Abonnent und das jeweilige Verkehrsunternehmen, von dem der 
Abo-Antrag durch Ausgabe des Deutschlandtickets angenommen wird.

10.2. Zustandekommen des Vertrages und Vertrags-
dauer
(1) Der Abo-Antrag umfasst den Bestellschein mit SEPA-Lastschriftmandat für die Einlösung 
wiederkehrender SEPA-Lastschriften und wird von den Verkehrsunternehmen als Vordruck, 
Download oder elektronisches Online-Formular bereitgestellt.

(2) Den Verkehrsunternehmen steht es frei, z. B. im Rahmen des Online-Vertriebs, neben 
dem papiergebundenen SEPA-Mandat mit eigenhändiger Original-Unterschrift optional 
auch ein elektronisches SEPA-Mandat anzubieten und zu akzeptieren.

(3) Der Antragsteller erklärt durch Abgabe des vollständig ausgefüllten Bestellscheins und 
der gleichzeitigen Erteilung eines gültigen SEPA-Lastschriftmandats, einen Abonnementver-
trag über das Deutschlandticket abschließen zu wollen. Er ermächtigt zugleich den Vertrags-
partner, das Fahrgeld in Höhe des jeweils gültigen Tarifs monatlich von seinem in einem 
SEPA-Teilnehmerland geführten Girokonto einzuziehen.

(4) Bei minderjährigen Antragstellern ist die Unterschrift des gesetzlichen Vertreters für den 
Antrag und das SEPA-Lastschriftmandat erforderlich, auch wenn der Antragsteller zugleich 
Kontoinhaber ist. Es steht dem Verkehrsunternehmen frei, einen Vertragsschluss mit einem 
minderjährigen Kontoinhaber abzulehnen.

(5) Das SEPA-Mandat kann auch von einem Dritten erteilt werden. Es steht dem Verkehrs-
unternehmen frei, einen Vertragsschluss abzulehnen, wenn der Antragsteller nicht zugleich 
Kontoinhaber ist. Ein Kontoinhaber, der nicht Abonnent ist, haftet mit dem Fahrgast gemein-
sam als Gesamtschuldner für die Einhaltung aller Zahlungsverpflichtungen des Abonnenten 
aus dem Deutschlandticket-Vertrag. Er kann die Erteilung eines SEPA-Mandates jederzeit in 
Textform widerrufen. Den Verkehrsunternehmen steht es frei, auch einen mündlichen Wider-
ruf anzunehmen. Mit Zugang des Widerrufs endet die Haftung des Kontoinhabers.

(6) Vor der Übergabe oder Übersendung des Deutschlandtickets ist eine Bonitätsprüfung 
des Kontoinhabers durch das ausgebende Verkehrsunternehmen möglich. Bei einer negati-
ven Auskunft ist das Verkehrsunternehmen nicht verpflichtet, den Abo-Antrag anzunehmen.

(7) Der Vertrag kommt mit Zugang des Deutschlandtickets beim Abonnenten zustande. Das 
Verkehrsunternehmen trifft seinerseits alle Voraussetzungen dafür, dass ein Zugang binnen 
zwei Wochen nach Abgabe des Bestellscheins stattfinden kann. Lehnt das Verkehrsunterneh-
men den Antrag ab, so ist der Antragsteller binnen derselben Frist über diese Ablehnung zu 
informieren.

(8) Konnte der Postversand der Abo-Tickets wegen nicht zutreffender, unvollständiger oder 
nicht mehr aktueller Angaben insbesondere zur Anschrift nicht vollzogen werden, so werden 
die aktuell zur Auslieferung anstehenden Tickets bei der ausgebenden Stelle für den Abon-
nenten zur Abholung oder für eine weitere Zusendung hinterlegt. 

(9) Das Deutschlandticket gilt für unbestimmte Zeit und kann monatlich bis zum 10. eines 
Monats zum Ende des jeweiligen Kalendermonats gekündigt werden.
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10.3. Abo-Beginn, Nutzungsberechtigung und Vertrags-
verlängerung
(1) Die Vertragslaufzeit beginnt mit Beginn des ersten Monats nach Zugang der Abotickets 
bzw Wertmarken beim Abonnenten, sofern die Bestellung einschließlich eines rechtsgülti-
gen SEPA-Lastschriftmandates bei dem Verkehrsunternehmen vorliegt und die Bonitätsprü-
fung des Kontoinhabers positiv ausfällt.

(2) Die Nutzung des Deutschlandtickets ist nur gestattet, solange die Zahlungspflichten voll-
ständig und regelmäßig erfüllt werden. 

(3) Der Abonnent hat Fehler des ihm überlassenen Abotickets  unverzüglich bei der Ausgabe-
stelle anzuzeigen.

(4) Bereits ausgelieferte, aber noch nicht bezahlte Abotickets bzw Wertmarken des Deutsch-
landtickets bleiben bis zur vollständigen Bezahlung Eigentum des Verkehrsunternehmens.

(5) Eine Unterbrechung des Abonnementbezugs ist nicht möglich.

10.4. Zahlungsbedingungen, Konto-, Adress- und Ver-
tragsänderung
(1) Die Abbuchung der fälligen Beträge erfolgt auf Basis der jeweils zum Zeitpunkt der Ab-
buchung gültigen Beförderungsentgelte (Tarife).

(2) Die ausgebende Stelle informiert den Abonnenten über den Abbuchungstermin.

(3) Änderungen der persönlichen Daten des Abonnenten, wie z. B. der Adresse, werden je-
weils zum 1. eines Kalendermonats berücksichtigt, sofern die Änderungsmitteilung bis spä-
testens zum 15. des Vormonats in Textform vorliegt. Es steht den Verkehrsunternehmen frei, 
auch eine mündliche Änderung anzunehmen. Eine Änderung der Bankverbindung bedarf der 
Einreichung eines vom Kontoinhaber unterschriebenen SEPA-Lastschriftmandats (Vordruck, 
Download oder elektronisches Online-Formular des Verkehrsunternehmens). Eine Änderung 
des SEPA-Lastschriftmandats ist nur unter Berücksichtigung der Bedingungen von Nr. 3. (6) 
zulässig.

10.5. Fristgemäße Abbuchung, Rücklastschrift, Zah-
lungsverzug
(1) Kann ein fälliger Monats- oder Jahresbetrag zu dem unter Ziff. 4 (2) genannten Zeit-
punkt aus Gründen, die vom Abonnenten zu vertreten sind, nicht von dem im SEPA-Last-
schriftmandat angegebenen Girokonto abgebucht werden, befindet sich der Abonnent in 
Zahlungsverzug. 

(2) Der im Zahlungsverzug befindliche Abonnent ist verpflichtet, den fälligen Betrag unver-
züglich aktiv auszugleichen.

(3) Das Verkehrsunternehmen ist im Falle des Zahlungsverzuges berechtigt, das Vertrags-
verhältnis fristlos zu kündigen und die Abo-Tickets zu sperren, sofern der Abonnent auch 
nach einer Mahnung den Betrag nicht innerhalb von 7 Tagen ab dem Datum der Mahnung 
bezahlt. Im Falle der Nicht-Zahlung ist der Gesamtbetrag der bereits ausgegebenen Tickets 
bzw. Wertmarken sofort fällig.

(4) Für die Mahnung und jede Zahlungserinnerung wird ein Bearbeitungsentgelt gemäß An-
lage 3 erhoben. Darüber hinaus sind die mit der Rücklastschrift verbundenen Gebühren und 
Kosten vom Kontoinhaber zu zahlen.
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(5) Das jeweils durchführende Unternehmen ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei frü-
heren Abonnements Zahlungsunregelmäßigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-
nahme am Abonnementbezug/Lastschriftverfahren auszuschließen.

10.6. Kündigung durch den Abonnenten

10.6.1 Ordentliche Kündigung
(1) Das Deutschlandticket gilt für unbestimmte Zeit und kann monatlich bis zum 10. eines 
Monats zum Ende des jeweiligen Kalendermonats gekündigt werden. Die Kündigung bedarf 
der Textform oder der elektronischen Form (bspw. über einen Kündigungsbutton o. ä.), es 
steht den Verkehrsunternehmen frei, auch eine mündliche Kündigung anzunehmen. 

(2) Mit der Abo-Kündigung erlischt das SEPA-Lastschriftmandat nach Abbuchung der letzten 
vertragsmäßigen Rate.

10.6.2 Außerordentliche Kündigung
Das gesetzlich verankerte Recht zur außerordentlichen Kündigung aus besonderem Grund, 
z. B. wegen Veränderung wesentlicher Bestandteile des Vertrages, etwa bei Preiserhöhun-
gen, bleibt ungeachtet der obigen Regelungen unberührt.

10.7. Kündigung durch das Verkehrsunternehmen

10.7.1 Ordentliche Kündigung
Der Vertrag zum Bezug eines Deutschlandtickets ist bis zum 10. des Monats zum Monatsen-
de kündbar. Die Kündigung bedarf der Textform oder der elektronischen Form (bspw. über 
einen Kündigungsbutton o. ä.). Wird dieser Termin versäumt, so gilt das Abonnement bis 
zum Ablauf des dann folgenden Monats.

10.7.2 Außerordentliche Kündigung
(1) Das Verkehrsunternehmen ist zur außerordentlichen Kündigung des Vertragsverhältnis-
ses berechtigt, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Kündigungsgrund liegt ins-
besondere dann vor, wenn eine Abbuchung gemäß Nr. 4 nicht möglich ist oder der Abonnent 
Änderungen seines Status (z. B. Ende des Berechtigungszeitraumes) dem Verkehrsunter-
nehmen nicht angezeigt hat. Ebenso ist eine außerordentliche Kündigung möglich, wenn 
bereits zwei vom Abonnenten zu verantwortende Rücklastschriften innerhalb von 6 Monaten 
entstanden sind und der Abonnent darauf hingewiesen wurde, dass im Falle einer erneuten 
Rücklastschrift die fristlose Kündigung ohne weitere Mahnung erfolgen wird, oder wenn eine 
Bonitätsprüfung des SEPA-Lastschriftinhabers durch ein zugelassenes Inkassounternehmen 
zu dem Ergebnis geführt hat, dass Zweifel an der Bonität des Kontoinhabers bestehen.

(2) Der wiederholte Verlust von Abotickets berechtigt das Verkehrsunternehmen ebenfalls 
zur fristlosen Kündigung.

(3) Der Abonnent ist unverzüglich zur Rückgabe bereits ausgegebener Abotickets verpflich-
tet.

(4) Das gesetzlich verankerte Recht zur außerordentlichen Kündigung aus besonderem 
Grund, z. B. wegen Veränderung wesentlicher Bestandteile des Vertrages, etwa einer Preis-
änderung, bleibt ungeachtet der obigen Regelungen unberührt.
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10.8. Speicherung von Abonnentendaten und Daten-
schutz
(1) Die sich aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis ergebenden Daten und Informationen 
werden beim jeweiligen Verkehrsunternehmen zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung (Ab-
wicklung des Vertragsverhältnisses) gemäß den geltenden Vorschriften zum Datenschutz 
verarbeitet – dies umfasst ebenso rechtlich zulässige und alle rechtlich vorgegebenen Über-
mittlungen. Dies kann auch durch einen vom jeweiligen Verkehrsunternehmen beauftragten 
Dienstleister geschehen.

(2) Ferner dürfen die Daten an von den Verkehrsunternehmen oder dem Dienstleister beauf-
tragte Unternehmen oder Personen zum Zwecke der Bonitätsprüfung, der Vertragsdurch-
führung sowie der Geltendmachung, Verfolgung und Durchsetzung ihrer Ansprüche weiter-
gegeben werden. Eine darüber hinausgehende Weitergabe an Dritte erfolgt nicht.

(3) Weitere Informationen finden Sie auf den Internetseiten der WestfalenTarif GmbH (z. B. 
http://www.westfalentarif.de/de/datenschutz/) sowie in allen Beratungszentren der jeweili-
gen Verkehrsunternehmen oder unserer Niederlassung (Willy-Brandt-Platz 2, 33602 Biele-
feld).

10.9. Verlust oder Zerstörung
(1) Bei Verlust oder Zerstörung von Abotickets werden die monatlichen Beträge weiterhin 
abgebucht. Der Abonnent erhält, wenn er den Verlust schriftlich anzeigt oder persönlich in 
der Ausgabestelle erscheint, Ersatztickets/Ersatzwertmarken für die verlorenen oder zerstör-
ten Tickets. Für die Ausgabe der Ersatztickets/Ersatzwertmarken kann die ausgebende Stelle 
eine Bearbeitungsgebühr erheben.

(2) Für abhanden gekommene oder zerstörte Abo-Tickets bzw. Wertmarken wird Fahrgeld 
nicht erstattet. Der wiederholte Verlust von Abo-Tickets oder Wertmarken berechtigt das Ver-
kehrsunternehmen ebenfalls zur fristlosen Kündigung.

(3) Die als abhanden gekommenen oder als zerstört gemeldeten Abo-Tickets oder Wertmar-
ken sind ungültig. Bei Wiederauffinden sind sie unverzüglich an das ausgebende Verkehrs-
unternehmen zurückzugeben.

10.10. Erstattung
1. Eine Erstattung von Beförderungsentgelt wird nur im Fall einer mit Bettlägerigkeit verbun-
denen Krankheit von über 15 Tagen Dauer vorgenommen, die vom Abonnent durch Vorlage 
eines ärztlichen Attestes oder einer Bescheinigung des Krankenhauses und des entsprechen-
den Tickets nachgewiesen werden muss. Zur Errechnung des zu erstattenden Betrages wird 
je Ausfalltag von dem für das Abo-Ticket entrichteten Beförderungsentgelt 1/30 abgezogen. 

2. Eine Unterbrechung des Abonnements durch Urlaub ist nicht möglich.

10.11. Nutzung von Abo-Chipkarten

10.11.1 Prüfung der Fahrberechtigung 
Bei jedem Fahrtantritt in einem Bus ist die Fahrtberechtigung eines (((eTickets/Chipkarte an 
einem eTicket-Lesegerät prüfen zu lassen. Die optische und akustische Bestätigung des Le-
segerätes ist abzuwarten. 

Bei einer Kontrolle durch das Prüfpersonal ist die Chipkarte dem Prüfpersonal zur elektroni-
schen Prüfung auszuhändigen.
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10.11.2 Kartenrückgabe
Die Abo-Chipkarte ist spätestens 15 Tage nach Ablauf des Abonnements an das ausgebende 
Verkehrsunternehmen zurückzugeben. 

10.11.3 Pflichten bei missbräuchlicher Verwendung 
Stellt der Nutzer den Verlust seiner Abo-Chipkarte oder eine missbräuchliche Verwendung 
seiner Abo-Chipkarte fest, hat er unverzüglich die ausgebende Stelle zu informieren. Die als 
abhanden gekommene oder als zerstört gemeldete Chipkarte ist ungültig und wird elektro-
nisch gesperrt. Bei Wiederauffinden ist sie unverzüglich an die ausgebende Stelle zurückzu-
geben. 

Der Nutzer erhält gegen Gebühr eine Ersatzkarte (siehe Punkt 3 der Anlagen zu den Tarifbe-
stimmungen). 

10.11.4 Umgang mit nicht lesbaren Chipkarten 
Ist eine Chipkarte nicht lesbar und trifft keiner der in den Beförderungsbedingungen Nah-
verkehr NRW unter Ziffer 7.3 Absätze 1 und 2 beschriebenen Punkte zu, so greifen folgende 
Regelungen:

10.11.4.1 Kontrolle durch das Prüfpersonal 
a. Verkehrsunternehmenseigene Chipkarten ohne zusätzliche Applikation

Bei einer Kontrolle über Prüfpersonal wird eine verkehrsunternehmenseigene Chipkarte 
ohne zusätzliche Applikationen eingezogen und die Fahrgastdaten erhoben. Dem Fahrgast 
wird ein für 14 Tage gültiges ErsatzTicket ausgestellt, das ihm die Nutzung des ÖPNV ohne 
zusätzliche Kosten ermöglicht. Zudem wird ihm eine Bescheinigung mit den Erläuterungen 
des Vorgehens ausgehändigt. Die eingezogene Chipkarte wird im Backoffice des vertrags-
betreuenden Verkehrsunternehmens geprüft und dem Fahrgast, sollte er ein gültiges Ticket 
besessen haben, eine neue Chipkarte binnen 14 Tagen ab Kontrolle kostenfrei übermittelt.

b. Multi-applikative Chipkarten und Chipkarten, die nicht im Besitz eines Verkehrsunterneh-
mens stehen 

Bei der Kontrolle einer multi-applikativen Chipkarte oder einer Chipkarte, die nicht im Eigen-
tum eines Verkehrsunternehmens befindlich ist, wird durch das Prüfpersonal ein „vorläufiges 
Erhöhtes Beförderungsentgelt (EBE)“ gemäß der Beförderungsbedingungen Nahverkehr 
NRW ausgestellt. Der Ticketinhaber wird aufgefordert, sich mit seiner Ticketausgabestelle in 
Verbindung zu setzen, um die Chipkarte umzutauschen. Dem kontrollierenden Verkehrsun-
ternehmen ist durch den Kunden oder die ausgebende Stelle nachzuweisen, dass die Chip-
karte gültig ist. In diesem Fall wird das „vorläufige EBE“ niedergeschlagen. 

10.11.4.2 Einstiegskontrollsysteme (EKS)
Bei EKS wird eine Chipkarte unabhängig von ihrer Ausgabeart nicht eingezogen. Der Fahr-
gast wird aufgefordert, bei seiner vertragsbetreuenden Ausgabestelle die defekte Chipkarte 
einzureichen und eine neue Chipkarte zu beantragen. Hierzu wird dem Fahrgast ein Beleg 
ausgehändigt, dass seine Chipkarte nicht lesbar war, wie er einen Ersatz bekommt und dass 
ihm die Kosten für zusätzliche Tickets bei Nachweis der Gültigkeit seines eTickets erstattet 
werden. Der Nachweis ist entweder durch den Fahrgast selbst oder durch seine vertragsbe-
treuende Ausgabestelle zu erbringen. Der Fahrgast muss in finanzieller Vorleistung Tickets 
des Regeltarifs für seine Fahrten erwerben. Die Erstattung der Tickets des Regeltarifs wird 
bei allen den Tarif verkaufenden Verkehrsunternehmen vorgenommen.
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10.11.5 Datenschutzhinweise für Abo-Chipkarten 

10.11.5.1 Kartenhinweise 
Abo-Chipkarten werden als elektronische Tickets ausgegeben und gelten als Fahrausweis. 
Verwendet wird der bundesweite Standard „eTicket Deutschland“. Auf dem Chip des eTickets 
werden die jeweiligen Gültigkeitsmerkmale (Ticketart, räumliche Gültigkeit, zeitliche Gül-
tigkeit, Kartennummer, Vorname und Name, Geburtsdatum) verschlüsselt gespeichert. Das 
Verschlüsselungsverfahren wird laufend auf seine Sicherheit überprüft.

10.11.5.2 Nutzungsdaten
Durch die Verwendung einer Chipkarte an einem Lesegerät wird bei jedem Einstieg ein Kon-
trolldatensatz (Datum, Uhrzeit und Haltestelle) erstellt. Dieser wird im Lesegerät kurzzeitig 
zwischengespeichert und dort nach der Übermittlung an das Hintergrundsystem des jeweili-
gen Verkehrsunternehmens direkt gelöscht. Der Kontrolldatensatz wird pseudonymisiert er-
stellt und in den Hintergrundsystemen zur Gewährleistung der Systemsicherheit überprüft.

Das Verkehrsunternehmen nutzt die pseudonymen Daten ausschließlich zur Marktanalyse 
sowie zur Optimierung des Angebotes. Es wird kein personenbezogenes Bewegungsprofil 
erstellt. 

Auf Chipkarten des Standards „(((eTicket Deutschland“ werden die jeweils letzten 10 Nut-
zungen gespeichert. Zur Löschung der Daten ist das Nutzermedium dem ausgebenden Ver-
kehrsunternehmen vorzulegen.

11. Bedingungen für den Bezug des Deutsch-
land-Jobticket

11.1. Einstiegsvoraussetzungen für das Deutschland-
Jobticket 
Das Deutschland-Jobticket kommt durch Abschluss eines Jobticket-Vertrages zwischen dem 
Besteller (Unternehmen) und einem Partnerunternehmen (Verkehrsunternehmen bzw. Ver-
bundgesellschaft) zustande. Eine Verbundgesellschaft als Vertragspartner handelt im Namen 
ihrer Verkehrsunternehme

11.2. Bestehende Abos von Mitarbeitenden 
Beziehen einzelne Mitarbeitende des Bestellers bereits Abos (MonatsTickets im Abonne-
ment) des WestfalenTarifs, so können diese Verträge zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Deutschland-Jobticket-Vertrages gekündigt werden. Auf die Erhebung des Unterschiedsbe-
trags zwischen Abonnementspreis und dem Preis des entsprechenden Zeittickets im Einzel-
verkauf gemäß Anlage 2 des WestfalenTarifs wird verzichtet.

11.3. Ticketausgabe
Die Tickets werden dem Besteller von der ausgebenden Stelle gesammelt zur Ausgabe an 
die Mitarbeitenden zur Verfügung gestellt. Zur Ausfertigung der Tickets stellt der Besteller 
der ausgebenden Stelle eine Liste der betreffenden Mitarbeitenden mit Namen, Anschrift 
und gewünschtem Geltungsbereich zur Verfügung. Änderungen sind der ausgebenden Stel-
le unverzüglich mitzuteilen. Änderungen, die den Gesamtfahrpreis beeinflussen, können bis 
zum 15. des Vormonats berücksichtigt werden. 
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Die Ausgabe von Deutschland-Jobtickets als eTicket kann direkt an den Mitarbeitenden erfol-
gen. Bei eTickets ist ein durch den Mitarbeitenden ausgefülltes Bestellformular erforderlich, 
sofern die Bestellung nicht digital durchgeführt wird.

Die Tickets stellt das Partnerunternehmen dem Besteller oder dem Mitarbeitenden zum ver-
einbarten Zeitpunkt zur Verfügung. Die Tickets sind nach Erhalt auf Richtigkeit und Vollstän-
digkeit zu überprüfen. Eventuelle Beanstandungen sind über den Besteller der ausgebenden 
Stelle unverzüglich anzuzeigen.

Bereits ausgelieferte, aber noch nicht bezahlte Tickets bleiben bis zur vollständigen Bezah-
lung Eigentum des Partnerunternehmens. Das gilt auch für den Fall, dass bereits die Weiter-
gabe an den Mitarbeitenden erfolgt ist.

Alle persönlichen Daten werden nur im Rahmen der datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
verarbeitet.

Die Tickets sind auf die Person des Mitarbeitenden ausgestellt und nicht übertragbar.

Im Übrigen gelten die Bestimmungen gemäß Anlage 9 und Anlage 10.

11.4. Abrechnung
Der Eintritt einzelner Mitarbeitende in diesen Teilnehmerkreis ist zum 1. eines Kalendermo-
nats, der Austritt nur zum Letzten eines Kalendermonats möglich.

Die Abrechnungsmodalität sind zwischen Besteller und Partnerunternehmen im Deutsch-
land-Jobticket-Vertrag festzuhalten.

11.5. Fahrpreise 
(1) Die Höhe des Arbeitgeberzuschusses beträgt mindestens 25 % des jeweils gültigen, nicht 
rabattierten Fahrpreises des Deutschlandtickets je abgenommenen Ticket und Monat. Dieser 
Zuschuss ist für jeden der beschäftigten Mitarbeiter (exkl. unständig Beschäftigte), der ein 
Deutschland-Jobticket bezieht, durch den Arbeitgeber zu entrichten. Es ist dem Arbeitge-
ber überlassen, einen höheren Arbeitgeberzuschuss zu gewähren und damit anteilig oder 
vollständig den maximalen Nutzerpreis für seine Mitarbeiter, die ein Deutschland-Jobticket 
nutzen, zu übernehmen. Für Mitarbeiter, die kein Deutschland-Jobticket beziehen, muss kein 
Arbeitgeberzuschuss entrichtet werden.

(2) Durch die Zahlung des Arbeitgeberzuschusses in Höhe von mindestens 25 % des Fahr-
preises des Deutschlandtickets je abgenommenen Ticket und Monat wird beim Deutschland-
ticket-Jobticket ein Rabatt in Höhe von 5% auf den regulären Fahrpreis des Deutschlandti-
ckets gewährt.

(3) Der Nutzerpreis wird ermittelt aus dem Fahrpreis des Deutschlandtickets abzüglich des 
Arbeitgeberzuschusses und des Rabatts.

11.6. Beginn, Dauer und Kündigung des Deutschland-
Jobtickets durch den Besteller oder das Partner-
unternehmen
Werden die Einstiegsvoraussetzungen gemäß Ziffer 11.1 erfüllt, so beginnt das Deutsch-
land-Jobticket am 1. eines Kalendermonats. Der Deutschland-Jobticket-Vertrag gilt für un-
bestimmte Zeit und kann monatlich bis zum 10. eines Monats zum Ende des jeweiligen 
Kalendermonats gekündigt werden. Eine Unterbrechung eines bestehenden Deutschland-
Jobticket-Vertrags ist nicht möglich. 

Bei Fahrpreisänderungen ist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens eine außerordentliche 
Kündigung durch den Besteller bis zum 15. des Monats, ab dem die Änderung in Kraft tritt, 



220

Anlagen Deutschlandticket

J

zum Monatsende möglich. Die Kündigung ist schriftlich an das Partnerunternehmen zu rich-
ten.

Die evtl. beim Abonnenten noch vorhandenen Abo-Tickets bzw. Wertmarken für den Zeitraum 
nach der Kündigung sind unverzüglich nach Ablauf des letztgenutzten Abonnementmonats 
dem Vertragspartner vorzulegen, andernfalls wird eine Gebühr erhoben. Diese Gebühr ent-
spricht dem Wert der beim Abonnenten noch vorhandenen Abo-Tickets bzw. Wertmarken. 
Der Rückgabetermin kann auch im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt werden. Bei Ein-
sendung auf dem Postweg sind die Tickets per Einschreiben an die ausgebende Stelle zu 
schicken. 

Außerordentliche Kündigung durch das Partnerunternehmen:

Das Partnerunternehmen ist zur außerordentlichen Kündigung berechtigt, wenn

• der Zahlungstermin trotz zweimaliger Mahnung um mehr als 14 Tage überschritten wird,

• die Zahlungsunfähigkeit des Bestellers eintritt, 

• die Eröffnung des Konkursverfahrens beim Besteller beantragt ist, 

• eine Betriebsverlagerung oder eine andere wesentliche Änderung der Organisation des 
Bestellers eintritt, 

• eine missbräuchliche Verwendung der Tickets durch den Besteller nachgewiesen wird.

Jede berechtigte Kündigung seitens des Partnerunternehmens verpflichtet zur unverzüg-
lichen Herausgabe aller überlassenen und noch gültigen Tickets durch den Besteller. Bei 
Abschluss oder Ergänzung eines Deutschland-Jobticket-Vertrages legt der Besteller in ge-
eigneter Form eine schriftliche Erklärung jedes neuen Teilnehmers vor, indem dieser die vor-
stehende Rückgabeklausel mit seiner Unterschrift anerkennt und in diesem Fall seinerseits 
die Herausgabe an den Besteller zusichert.

11.7. Beginn, Dauer und Ausscheiden eines Mitarbeiten-
den aus dem Deutschland-Jobticket Abonnement
Mitarbeitende können jeweils ab dem 1. eines Kalendermonats am Deutschland-Jobticket-
Verfahren teilnehmen und monatlich bis zum 10. eines Monats zum Ende des jeweiligen Ka-
lendermonats ausscheiden. Eine Unterbrechung des Deutschland-Jobticket-Abonnements 
ist nicht möglich.

11.8. Änderungen
Änderungen der Angaben in der Liste der Mitarbeitenden (siehe „Ticketausgabe“) sind dem 
Partnerunternehmen unverzüglich anzuzeigen. Änderungen, die den Gesamtfahrpreis be-
einflussen (z. B. Einstellung von Mitarbeitenden, Änderungen/Erweiterungen/Einschränkung 
des Geltungsbereiches einzelner Tickets mit Änderung der Preisstufe), können bis zum 15. 
des Vormonats berücksichtigt werden.

Die evtl. beim Abonnenten noch vorhandenen Abo-Tickets bzw. Wertmarken für den Zeitraum 
nach der Kündigung sind unverzüglich nach Ablauf des letztgenutzten Abonnementmonats 
dem Vertragspartner vorzulegen, andernfalls wird eine Gebühr erhoben. Diese Gebühr ent-
spricht dem Wert der beim Abonnenten noch vorhandenen Abo-Tickets bzw. Wertmarken. 
Der Rückgabetermin kann auch im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt werden. Auf dem 
Postweg sind die Tickets per Einschreiben mit Rückschein an das Partnerunternehmen zu 
schicken.
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11.9. Besondere Bedingungen
Weitere Einzelheiten der Abwicklung oder abweichende Regelungen werden zwischen dem 
Besteller und dem Partnerunternehmen auf der Grundlage des WestfalenTarifes schriftlich 
im JobTicket-Vertrag geregelt.

12. Bedingungen für den Bezug des Deutsch-
landtickets als Semesterticket-Upgrade
Studierende, die ein Semesterticket der Teilräume des WestfalenTarifs („Regionales Semes-
terTicket“) beziehen, können fakultativ durch einen Aufpreis ein Deutschlandticket beziehen. 
Mit Einführung eines bundesweiten Semesterticketmodells endet das Angebot des Deutsch-
landticket als Semesterticket-Upgrade.

Das Deutschlandticket als Semesterticket-Upgrade wird als monatliches Ticket ausgegeben. 

Der Aufpreis des Semesterticket-Upgrade ergibt sich je nach Vertragsverhältnis aus der Dif-
ferenz zwischen dem Gesamtbetrag aus dem SemesterTicket-Vertrag (regionales Semester-
Ticket, SemesterTicket NRW, weitere Vereinbarungen) und dem gültigen Preis des Deutsch-
landtickets. Die Studierenden haben sich zur genauen Preisauskunft und Information über 
den Vertrieb an das Verkehrsunternehmen zu wenden, mit denen der SemesterTicket-Ver-
trag (regionales SemesterTicket, SemesterTicket NRW, weitere Vereinbarungen) besteht. 

Die Nutzung des Deutschlandtickets als Semesterticket-Upgrade ist nur durch Studierende 
der ausgewählten Hochschule und in Verbindung mit einem gültigen Semesterticket und 
einem amtlichen Lichtbildausweis zulässig.

Des Weiteren gelten die Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets gemäß Anlage 9 und 
Anlage 10.
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